
Meinung Jugendgewalt

Letzte Meldungen
Brite sass38Jahre
zuUnrecht inHaft

Justizirrtum ZuUnrechthat ein
Mann inGrossbritannien38 Jah-
re lang im Gefängnis gesessen.
Der Mann war in den 1980ern
wegen Mordes an einer jungen
Frau verurteilt worden – nun al-
lerdings hob ein Berufungs-
gericht die Entscheidung auf.
Grunddafür sindDNA-Proben,
dienichtübereinstimmen.Nach
EinschätzungbritischerMedien
handelt es sich umeinen Justiz-
irrtum von historischem Aus-
mass. (dpa)

Ex-Freundin vonRapper
Combssagt aus

NewYork Imweltweit beachte-
ten Prozess gegen den Rapper
Sean«Diddy»Combsberichtet
dessenehemaligeFreundinvon
schwerenMisshandlungen.«Er

hat mir auf den Kopf geschla-
gen,michumgeworfen, gezerrt,
getreten und mir auf den Kopf
getreten, wenn ich am Boden
lag», sagte Cassie Ventura vor
Gericht in New York. Die ehe-
malige Freundin des weltweit
bekanntenMusikersundGram-
my-Gewinners ist einederwich-
tigsten Zeuginnen in dem Pro-
zess. Die Staatsanwaltschaft
wirftCombsSexhandel, organi-
sierte Kriminalität und andere
Vergehen vor. (dpa)

USAhebenSanktionen
gegenSyrienauf

Ankündigung Die USA wollen
nachAussagevonPräsidentDo-
nald Trump die Sanktionen
gegen Syrien aufheben. «Ich
werdeanordnen,dieSanktionen
gegen Syrien aufzuheben, um
dem Land eine Chance zu ge-

ben, grossartig zuwerden», sag-
te Trump in der saudischen
Hauptstadt Riad. (dpa)

Papst LeoXIV. ist jetzt
im Internet unterwegs

Vatikan DerneuePapstLeoXIV.
ist jetzt auf den Online-Plattfor-
men X und Instagram aktiv. Auf
demInstagram-Kontopontifex –
PopeLeoXIVbestehtderbislang
einzige Eintrag aus 17 Fotos sei-
ner ersten Tage im Amt. Darun-
ter stehen in sieben verschiede-
nen Sprachen – auch Deutsch –
die ersten Worte, die das neue
Oberhaupt der katholischenKir-
che kurz nach seiner Wahl auf
dem Balkon des Petersdoms
sprach,beginnendmitdemSatz:
«DerFriede seimitEuchallen!»
In den ersten Minuten stieg die
Zahl der Follower sofort in Tau-
sender-Schritten. (dpa)
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Tötungendurch Jugendliche sindextrem
selten. Wenn sie geschehen, lassen sie
Angehörige,BekannteundÖffentlichkeit
ratlos zurück. So auchder Fall inBerikon
AG, wo eine 14-Jährige ein 15 Jahre altes
Mädchen erstochen haben soll. Wie
konntees soweit kommen?Undhättedie
Tat verhindert werden können? Solche
Fragen treiben um.

Anrufbei JelenaZumbach-Basu,Pro-
fessorin für forensische Psychologie. Sie
forscht an der Universität Basel. Grund-
sätzlich gebees fast nienur einenFaktor,
der erklärt, warum Kinder oder Jugend-
liche gewalttätig werden, sagt sie. «Viel-
mehr spielenviele verschiedeneFaktoren
ausunterschiedlichenBereichenmit rein.
DiesekönnensichaufdieFamilie, aufdas
Kind oder den Jugendlichen selber, aber
auch auf sozioökonomische Umstände
oder Bildungsfaktoren beziehen.»

Siebetont, dass Straftatenwie jene in
Berikon aufgrund ihrer Seltenheit kaum
zu antizipieren seien. Konkret zum Fall
könne sie sich nicht äussern. Dafür wür-
den zu wenig Informationen vorliegen.
Das dürfte sich auch nicht ändern. Ge-
mäss Jugendstrafrechtmüssendiemeis-
ten Informationengeheimbleiben – zum
Schutz der jugendlichen Täter.

FrüheGewaltbereitschaft
alsRisikofaktor
Was weiss also die Forschung zu Mord-
fällen, die von Jugendlichen verübt wor-
den sind? Studien zeigen, dass schwere
Gewalttatenbegleitet vonpsychosozialen
Problemen fast immerEskalationeneiner
bereits lange bestehenden «Gewaltkar-
riere» sind. In der Kriminologie spricht
man von sogenannten Life-Course-Per-
sistent-Tätern, die oft schon im Kindes-
alter ein antisozialesVerhaltenwieMob-
bingaufzeigenundbis insErwachsenen-
alter gewaltbereit bleiben.

Fabian Ilg ist Geschäftsleiter der
Schweizerischen Kriminalprävention
(SKP)undbestätigtdieGefahr solcherEs-
kalationsspiralen. Aber er fügt gleichzei-
tighinzu:«Auchmit aller Sensibilisierung
sind solche schwerenEinzeltatenwiebei
demStreit der zweiMädchennur schwer
zu verhindern.» Konflikte könnten sich
schnell hochschaukeln. «Und niemand
rechnetdamit, dass sie ineinemTötungs-
delikt enden», sagt Ilg.

Der forensischen Psychologin Zum-
bach-Basu zufolge gibt es zwar Kinder,
die bereits im Vorschulalter ein auffälli-
ges Verhalten hinsichtlich Aggressionen
zeigen. Gleichzeitig sei bei kleinen Kin-
dern ein aggressives Verhalten ein Stück
weit normal. «Siemüssen zuerst lernen,
ihre Gefühle anders auszudrücken und
zu regulieren. Bedenklicher ist es, wenn
Jugendlichenochnichtgelernthaben,ne-
gative Gefühle zu bewältigen», sagt sie.
Dochauch Jugendliche,dieniemit einem
aggressivenVerhaltenauffielen, könnten
plötzlich aggressive Verhaltensweisen
zeigen. «Damit es aber zu einem schwe-
ren gewalttätigen Verhalten kommt,
braucht es immermehrere Faktoren, die
in einer spezifischen Situation zusam-
menkommen.»

Anders als bei Erwachsenen sind bei
Kindern und Jugendlichen die Fähigkei-
ten zur Emotionsregulation, aber auch
jene, um Handlungen langfristig zu pla-
nen und die Konsequenzen abzuschät-
zen, oft noch im Entwicklungsprozess.
«Begehen Kinder und Jugendliche eine
Straftat, kann die Impulsivität eine gros-
se Rolle spielen», sagt Zumbach-Basu.

Gemäss der Schweizerischen Krimi-
nalpräventiongibt esRisikofaktorenund

Warnsignale für schwere Gewalt bei Ju-
gendlichen. Dazu gehört:

PlötzlicheAggressivität:DasKind re-
agiert übermässigaggressiv, greift zuTät-
lichkeiten.
BruchvonRegeln:Abmachungenwer-

den systematisch ignoriert, Normen
missachtet.
Menschenverachtende Aussagen:

AbwertendeoderextremistischeSprüche
gegenüberanderenGruppenhäufen sich.
EmotionaleAusbrüche:Ängste,man-

gelndesSelbstvertrauen, fehlendeGebor-
genheit,Neid,Wutund innereLeerewer-
denmit Gewalt kompensiert.
UmgangmitGeld:DasKindändert sei-

nen Umgang mit Geld und äussert den
plötzlichenWunschnachmehrTaschen-
geld.
Wechsel des Freundeskreises: Alte

Freundschaftenzerbrechen,dasKindfin-
det sich ineinemGewalt befürwortenden
Freundeskreis wieder.
Plötzliche Verhaltensänderung:

Rückzug,Verweigerung, auffälligesKon-
sumverhalten oder plötzlicher Wunsch
nach Statussymbolen.

WennElternundandereBezugspersonen
solche Muster bei ihrem Kind beobach-
ten, sollten sie ihmklareGrenzen setzen
undesdazuanhalten,Verantwortung für
das Verhalten zu übernehmen. Auch ra-
ten Fachleute, nach den Gründen von
Verhaltensveränderungen zu fragen so-
wie den eigenen Erziehungsstil zu über-
denken: Braucht das Kind mehr Zuwen-
dung,mehrZeit,mehrRegelnodermehr
Gelegenheiten, sich zu bestätigen und
Verantwortung zu übernehmen?

Fabian Ilgbetont allerdings, dassHin-
weise auf eine eskalierende Gewaltbe-
reitschaft heute schwieriger zuerkennen
seienalsnochvor zehn Jahren:«Erwach-
sene schaffen es kaummehr, in die Köp-
feder Jugendlichenhineinzusehen», sagt
er.Als eineUrsachenennt erdie sozialen
Medien und die Tatsache, dass die reale
und digitaleWelt zunehmend vermischt

«Wenden Sie sich nicht von dem Kind ab»
Das Tötungsdelikt in BerikonAG schockiert – und verunsichert. Können schwereGewalttaten vonKindern und Jugendlichen verhindert werden? Zwei Fachleute ordnen ein.

Das Volksmehr ist demokratischer als das Ständemehr

Eine Innerrhoderin
für 50 Zürcher
«Undemokratisch» sei er, der
Entscheid des Bundesrats,
«skandalös» gar, da ein wich-
tiger Beschluss an den Kanto-
nen vorbeigeschmuggelt
werden soll. Die Rede ist von
den neuen bilateralen Verträ-
genmit der EU, die voraus-
sichtlich 2028 zur Abstim-
mung gelangen. Die Aufre-
gung ist schon heute
gigantisch. Nimmtman ein-
zelne nationalkonservative
Stimmen zumNennwert,
droht ein Landesverrat.
Gemach, es ist halb so
dramatisch.

Der Bundesrat empfiehlt dem
Parlament, dass für ein Ja zu
den EU-Verträgen dieMehr-
heit des Volkes genügt. Eine
Mehrheit der Stände ist nach
Dafürhalten der Landesregie-
rung nicht nötig. Gemäss
Bundesverfassung kommt das
Ständemehr nur bei Verfas-
sungsänderungen, einem
Beitritt zu einer supranationa-
len Institution (EU, Nato) oder
bei dringlichen Bundesgeset-
zen zur Anwendung, die keine
Verfassungsgrundlage haben.
All dies trifft auf die EU-
Verträge nicht zu.

Das Parlament hat freilich die
Möglichkeit, eine Abstim-
mungmit verfassungsähnli-
cher Tragweite dem doppelten
Mehr von Volk und Ständen zu
unterstellen, wie dies etwa
1992 beim Beitritt zumEuro-
päischenWirtschaftsraum
(EWR) der Fall war. DieMei-
nungen unter Rechtsgelehrten
und Politikerinnen, ob das bei
den Bilateralen III freiwillig
auch wieder gemacht werden
soll, gehen weit auseinander.

Räumenwir zunächst ein
Missverständnis aus demWeg.
Eine Abstimmungmit Volks-
und Ständemehr ist nicht
«demokratischer» als eine nur
mit einfachemVolksmehr. Im
Gegenteil. Das demokratische

Grundprinzip «oneman – one
vote», also eine Person, eine
Stimme, wirdmit dem Stände-
mehr abgeschwächt zugunsten
eines föderalistischen Ele-
ments. Jeder Kanton, egal wie
klein er ist, zählt gleich viel.
Dies bedeutet konkret: Eine
Stimmbürgerin in
Appenzell Innerrhoden hat
denselben Einfluss wie
50 Stimmbürger in Zürich.
Demokratisch ist das nicht,
sondern extrem föderalistisch.
Die Zürcher könntenmit Fug
und Recht behaupten, eine
solche Abstimmung sei
«skandalös». DemBundesrat
in Sachen EU-Vertrag also
undemokratisches Gebaren
vorzuwerfen, nur weil er auf
das Ständemehr verzichten
will, zielt amKern der Sache
vorbei.

Das Ständemehr wurde 1848
geschaffen, um die konserva-
tiv-katholischen Kantone, die
den Sonderbundskrieg verlo-
ren hatten, im neuen, freisin-
nig geprägten Bundesstaat
einzubinden. Sie sollten nicht
dauerhaft minorisiert werden.

Nun, diese Gefahr ist gebannt,
die Einbindung längst Tat-
sache. Minorisiert werden
andere Gruppierungen: Junge,
Romands, Frauen. Hinzu
kommt: Die Bevölkerungs-
entwicklung seit 1848 hat das
verzerrende Element des
Ständemehrs verstärkt. Kleine
Kantone sind relativ klein
geblieben, während städti-
schere Kantone wie Zürich
oder Genf gewachsen sind.
Das Ungleichgewicht hat
zugenommen. Und schliess-
lich sei erwähnt, dass mit dem
Ständerat seit 1848 eine
gleichberechtigte Parlaments-
kammer auf Bundesebene
dafür sorgt, die Anliegen der
Kantone angemessen einzu-
speisen. Die 38’000Men-
schen aus Uri sind dort gleich
repräsentiert wie die 1,6
Millionen Zürcherinnen und
Zürcher. Der föderalistische
Ausgleich ist garantiert.

Das Ständemehr ist im Prinzip
ein Relikt aus dem 19. Jahr-
hundert. Dieser Sonder-Min-
derheitenschutz ist 177 Jahre
nach Gründung dermodernen
Eidgenossenschaft nicht mehr
nötig. Bloss: Eine Reform des
Ständemehrs bedarf des
Ständemehrs, was jeden
Änderungsversuch zum
Scheitern verurteilt.

Die Gegner der EU-Verträge
sollten aufhören, zu poltern.
Sie müssen sich demWettbe-
werb stellen.Wer die besseren
Argumente hat, überzeugt
dieMehrheit des Schweizer
Volkes.

Stefan Schmid
stefan.schmid@chmedia.ch

«Minorisiert
werdenheute
andere: Junge,
Romands,
Frauen.»




